
SGB III  
 

Fünftes Kapitel  
 

Zulassung von Trägern und Maßnahmen  
 
 
 

§ 176  
 

Grundsatz  
 

(1) Träger bedürfen der Zulassung durch eine fachkundige Stelle, um 
Maßnahmen der Arbeitsförderung selbst durchzuführen oder 
durchführen zu lassen. Arbeitgeber, die ausschließlich betriebliche 
Maßnahmen oder betriebliche Teile von Maßnahmen durchführen, 
bedürfen keiner Zulassung.  
 

(2) Maßnahmen nach § 45 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 bedürfen der 
Zulassung nach § 179 durch eine fachkundige Stelle. Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung nach den §§ 81 und 82 bedürfen der 
Zulassung nach den §§ 179 und 180.  
 
 

 
§ 178  

 

Trägerzulassung  
 

Ein Träger ist von einer fachkundigen Stelle zuzulassen, wenn  
 

1. er die erforderliche Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzt,  
 

2. er in der Lage ist, durch eigene Bemühungen die berufliche 
Eingliederung von Teilnehmenden in den Arbeitsmarkt zu unterstützen,  
 

3. Leitung, Lehr- und Fachkräfte über Aus- und Fortbildung sowie 
Berufserfahrung verfügen, die eine erfolgreiche Durchführung einer 
Maßnahme erwarten lassen,  
 
4. er ein System zur Sicherung der Qualität anwendet und  
 

5. seine vertraglichen Vereinbarungen mit den Teilnehmenden 
angemessene Bedingungen insbesondere über Rücktritts- und 
Kündigungsrechte enthalten.



 

 

§ 179  
 

Maßnahmezulassung 
 
(1) Eine Maßnahme ist von der fachkundigen Stelle zuzulassen, wenn 
sie  
 

1. nach Gestaltung der Inhalte, der Methoden und Materialien ihrer 
Vermittlung sowie der Lehrorganisation eine erfolgreiche Teilnahme 
erwarten lässt und nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes 
zweckmäßig ist,  
 
2. angemessene Teilnahmebedingungen bietet und die räumliche, 
personelle und technische Ausstattung die Durchführung der 
Maßnahme gewährleisten und  
 

3. nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
geplant und durchgeführt wird, insbesondere die Kosten und die Dauer 
angemessen sind; die Dauer ist angemessen, wenn sie sich auf den 
Umfang beschränkt, der notwendig ist, um das Maßnahmeziel zu 
erreichen.  
 
(2) Die Kosten einer Maßnahme nach § 45 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 
und nach den §§ 81 und 82 sind angemessen, wenn sie sachgerecht 
ermittelt worden sind und die von der Bundesagentur für das jeweilige 
Maßnahme- oder Bildungsziel zweijährlich ermittelten 
durchschnittlichen Kostensätze nicht überschreiten oder die 
Überschreitung der durchschnittlichen Kostensätze auf notwendige 
besondere Aufwendungen zurückzuführen ist. Überschreiten die 
kalkulierten Maßnahmekosten aufgrund dieser Aufwendungen die 
durchschnittlichen Kostensätze um mehr als 25 Prozent, bedarf die 
Zulassung dieser Maßnahmen der Zustimmung der Bundesagentur. 
 
(3) Eine Maßnahme, die im Ausland durchgeführt wird, kann nur 
zugelassen werden, wenn die Durchführung im Ausland für das 
Erreichen des Maßnahmeziels besonders dienlich ist. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 180  



 

Ergänzende Anforderungen an Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung  

 
 
(1) Für eine Maßnahme der beruflichen Weiterbildung nach den §§ 81 
und 82 gelten für die Zulassung durch die fachkundige Stelle 
ergänzend die Anforderungen der nachfolgenden Absätze.  
 
(2) Eine Maßnahme ist zuzulassen, wenn  
 

1. durch sie berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
erhalten, erweitert, der technischen Entwicklung angepasst werden 
oder ein beruflicher Aufstieg ermöglicht wird,  
 

2. sie einen beruflichen Abschluss vermittelt oder  
 

3. sie zu einer anderen beruflichen Tätigkeit befähigt  
 
und mit einem Zeugnis, das Auskunft über den Inhalt des vermittelten 
Lehrstoffs gibt, abschließt. Sofern es dem Wiedereingliederungserfolg 
förderlich ist, soll die Maßnahme im erforderlichen Umfang 
Grundkompetenzen vermitteln und betriebliche Lernphasen vorsehen. 
 

(3) Ausgeschlossen von der Zulassung ist eine Maßnahme, wenn  
 

1. überwiegend Wissen vermittelt wird, das dem von 
allgemeinbildenden Schulen angestrebten Bildungsziel oder den 
berufsqualifizierenden Studiengängen an Hochschulen oder ähnlichen 
Bildungsstätten entspricht,  
 
2. überwiegend nicht berufsbezogene Inhalte vermittelt werden oder  
 

3. die Maßnahmekosten über den durchschnittlichen Kostensätzen 
liegen, die für das jeweilige Bildungsziel von der Bundesagentur jährlich 
ermittelt werden, es sei denn, die innerhalb der Bundesagentur 
zuständige Stelle stimmt den erhöhten Maßnahmekosten zu.  
 
Satz 1 Nummer 1 und 2 gilt nicht für Maßnahmen, die auf den 
nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses vorbereiten.  
 

 

 

 

 

 

(4) Die Dauer einer Vollzeitmaßnahme, die zu einem Abschluss in 
einem allgemein anerkannten Ausbildungsberuf führt, ist angemessen 
im Sinne des § 179 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, wenn sie gegenüber 



einer entsprechenden Berufsausbildung um mindestens ein Drittel der 
Ausbildungszeit verkürzt ist. Ist eine Verkürzung um mindestens ein 
Drittel der Ausbildungszeit auf Grund bundes- oder landesgesetzlicher 
Regelungen ausgeschlossen, so ist ein Maßnahmeteil von bis zu zwei 
Dritteln nur förderungsfähig, wenn bereits zu Beginn der Maßnahme die 
Finanzierung für die gesamte Dauer der Maßnahme auf Grund bundes- 
oder landesrechtlicher Regelungen gesichert ist. Abweichend von Satz 
1 ist die Dauer einer Vollzeitmaßnahme der beruflichen Weiterbildung 
auch dann angemessen, wenn sie nach dem Pflegeberufegesetz nicht 
um mindestens ein Drittel verkürzt werden kann; insoweit ist Satz 2 
nicht anzuwenden. 
 

(5) Zeiten einer der beruflichen Weiterbildung folgenden Beschäftigung, 
die der Erlangung der staatlichen Anerkennung oder der staatlichen 
Erlaubnis zur Ausübung des Berufes dienen, sind nicht berufliche 
Weiterbildung im Sinne dieses Buches. 


